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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
(14. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechts- 
vorschriften der Mitgiiedstaaten über die Betriebseriaubnis für Krafträder 
— Drucksache 7/3110 — 


A. Zielsetzung 

Der Handel mit Krafträdern innerhalb der Europäischen Ge- 
meinschaft wird durch unterschiedliche Vorschriften für das Be- 
triebserlaubnisverfahren behindert. 


B. Lösung 

Durch eine Richtlinie soll ein EWG-Betriebserlaubnisverfahren 
eingeführt werden, wobei bestiiimite technische Merkmale für 
Krafträder festgesetzt werden. 

(Einmütige Billigung im Ausschuß) 

C. Alternativen 

entfallen 

D. Kosten 

entfallen 
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Drucksache 7/3472 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Mahne 


Der in der Drucksache 7/3110 enthaltene Richt- 
linienentwurf wurde mit Schreiben des Präsidenten 
des Deutschen Bundestages vom 24. Januar 1975 
dem Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen zur Beratung überwiesen, der die 
Vorlage in seiner Sitzung am 9. April 1975 behan- 
delt hat. 

Der Handel mit Krafträdern innerhalb der Europä- 
ischen Gemeinschaft wird zur Zeit noch durch unter- 
schiedliche Vorschriften für das nationale Betriebs- 
erlaubnisverfahren in den Mitgliedstaaten der Ge- 
meinschaft behindert. Ziel des vorliegenden Richt- 
linienentwurfs ist die Einführung eines gemein- 
schaftlichen Betriebserlaubnis Verfahrens, für das in 


Bonn, den 9. April 1975 


Mahne 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


dem Entwurf Muster für einen Beschreibungsbogen, 
für die Prüfung und für den EWG-Betriebserlaubnis- 
bogen vorgesehen sind. Die einmal ausgestellte 
EWG-Betriebserlaubnis hat für den gesamten Be- 
reich der EWG Gültigkeit. 

Der Ausschuß hat keine Bedenken gegen den 
Inhalt der Vorlage; er hält es jedoch für wünschens- 
wert, daß sich das deutsche Abgrenzungskriterium 
zwischen Krafträdern und Fahrrädern mit Hilfs- 
motor — die bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit 
von 40 km/h — auch innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft durchsetzt. Die in dem Richtlinien- 
vorschlag enthaltene Begrenzung von 45 km/h sollte 
daher nochmals überprüft werden. 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Von dem Richtlinienvorschlag — Drucksache 7/3110 — wird Kenntnis ge- 
nommen. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, darauf hinzuwirken, daß als Abgrenzungs- 
kriterium zwischen Krafträdern und Fahrrädern mit Hilfsmotor eine bauart- 
bedingte Höchstgeschwindigkeit von 40 km/h verwendet wird. 


Bonn, den 9. April 1975 


Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 


Börner 

Vorsitzender 


Mahne 

Berichterstatter 



